
Verwaltung sorgt mit nicht aufgeführtem
 Änderungsantrag im Rat für Verwirrung
Trotz Mehrheitsbeschluss wurde die Satzung anders veröffentlicht

Neustadt (tma). In den meisten 
Sitzungen des Stadtrats ist die 
Genehmigung des Protokolls über 
den öffentlichen Teil des Termins 
im vorgehenden Monat eine rei-
ne Formsache. Hin- und wieder 
werden Zitate ergänzt oder leicht 
korrigiert, doch selten sorgt der 
zweite Tagesordnungspunkt für 
so viel Aufruhr unter den Politi-
kern wie bei der Zusammenkunft 
in der vergangenen Woche.
Weil UWG-Ratsherr Willi Oster-
mann das Fehlen der „3. Ände-
rungssatzung zur Satzung über 
die Erhebung von Gebühren 
und zur Benutzung der Kinder-
tageseinrichtungen“ aufgefallen 
war, beantragte er schon in den 
ersten Minuten eine Sitzungsun-

terbrechung. Die Satzung wurde 
im Juli im Fachausschuss begrüßt 
sowie vom Rat mit 33 Ja-Stim-
men und drei Enthaltungen mehr-
heitlich beschlossen. 
In dem Vorschlag von Magdalena 
Itrich (UWG) geht es um eine ge-

von Erziehern, die das Anrecht 
auf einen Kita-Platz haben. Somit 
heißt es nun im Antrag: „Plätze 
werden vorrangig an Kinder ver-
geben, deren Eltern eine Tätigkeit 
als pädagogische Fachkraft in 
einer Kindertageseinrichtung in 
Trägerschaft der Stadt Neustadt 
a. Rbge. aufnehmen“. Damit will 
die UWG mehr Erzieher von au-
ßerhalb ins Stadtgebiet locken. 
„Es beginnt in ganz Deutschland 

ein Ansturm auf Erzieher“, erklärt 
Ostermann. „Die Änderung ergibt 
Sinn, eine Mutter schafft ja neue 
Plätze.“ Die Ratsmehrheit erhoffe 
sich mit der Stimmabgabe für den 
Zusatz so größere Chancen bei 
den begehrten Bewerbern.
In der Sitzungsunterbrechung ha-
ben die Politiker mit Bürgermei-
ster Dominic Herbst das Fehlen 
der beschlossenen Änderungssat-
zung besprochen. Die Verwaltung 
wolle die rechtliche Umsetz-
barkeit der Änderung nämlich 
noch prüfen und will die Frage 
vorher juristisch geklärt wissen. 
„Der Bürgermeister hätte eher 
kommunizieren müssen, dass er 
die Kommunalaufsicht einschal-
ten wollte“, erklärt Ostermann. 

„Auch wenn es seiner Rechtsan-
sicht nach nicht funktioniert, der 
Rat hat mehrheitlich entschie-
den.“ Nach dem Beschluss in der 
Juli-Ratssitzung sei die Verwal-
tungsspitze bereits skeptisch ge-
wesen, die Entscheidung wurde 
dennoch angenommen.
Die Prüfung soll nun erfolgen, 
doch der UWG-Ratsherr weist 
auf ein weiteres Missgeschick 
hin: „Der Beschluss wurde bereits 
ohne Änderungsantrag öffentlich 
gemacht“. Damit sei er laut Os-
termann auch rechtsgültig - ohne 
den Zusatz, der die Bedingung 
aufheben würde, dass zukünftige 
Erzieher für eine bevorzugte Ver-
gabe von Kita-Plätzen bereits im 
Stadtgebiet wohnen müssen.


